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WasHänschennicht lernt
Bereits in der Schule lernen Kinder den
nachhaltigen Umgangmit Ressourcen. 24

Feldschiessen: Schützen befürchten in Zukunft Einschränkungen im traditionsreichen Sport. Bild: Andrea Stalder

Die Abstimmungsvorlage zum neuenWaffenrecht

Die Europäische Union hat 2017
neue Waffenrichtlinien verab-
schiedet. AlsMitglied imVerbund
der Schengen- und Dublin-Staa-
ten hatte die SchweizMitsprache-
recht und muss ihr Waffengesetz
entsprechend anpassen. Da-
gegen wurde das Referendum
ergriffen; nun muss das Volk am
19. Mai darüber befinden.

Bei einer Annahme gäbe es
wesentliche Änderungen im Be-
reich der halbautomatischen
Schusswaffenmit grossenMaga-
zinen (Sturmgewehr: mehr als
zehn Schuss, Pistole:mehr als 20
Schuss). Diese gälten als verbo-
teneWaffen. Prominente Beispie-
le sind das Sturmgewehr 90 und

dessen Vorgänger 57, welche
auch von der Armee verwendet
werden oder wurden. Nach neu-
emGesetz könnten dieseOrdon-
nanzwaffen wie bisher nach dem
Militärdienst übernommen wer-
den. Freie Schützen müssten
künftig jedoch statt einesWaffen-
erwerbscheins eine Ausnahme-
bewilligung beantragen, sowie
nach fünf und nach zehn Jahren
nachweisen, dass sie einem
Schützenverein angehören oder
regelmässig an Schiessen teil-
nehmen. Als regelmässig gelten
fünf Schiessen in fünf Jahren.

Sammler und Museen müss-
ten neu nachweisen, dass sie die
Waffen sicher verwahren und ein

Verzeichnis führen. Waffenhänd-
lermüssten demkantonalenWaf-
fenbüro jegliche Transaktionen
mit Waffen oder deren Bestand-
teilen innert 20 Tagen melden.
Schliesslich müssten Hersteller
die Feuerwaffen und ihre Be-
standteile markieren.

Der Bundesrat und das Parla-
ment empfehlen, die Vorlage an-
zunehmen. Sie bringe punktuelle
Verbesserungen imSchutz gegen
Waffenmissbrauch. Besonders
das Markieren aller wesentlichen
Bestandteile einer Waffe soll es
der Polizei erleichtern, die Her-
kunft einer Waffe zu klären und
dem Schwarzmarkt soll so ent-
gegengewirkt werden. Zudemsoll

der Informationsaustausch zwi-
schen den Schengen-Staaten
verbessert werden, wie etwa die
Dokumentation, wem in der EU
eine Waffe verweigert wurde. Der
Bundesrat argumentiert, dass die
friedliche Schiesstradition der
Schweiz nicht gefährdet sei und
niemand entwaffnet werde.

Bei einer Ablehnung der Vor-
lage drohe gemässBundesrat der
automatische Ausschluss aus
den Schengen- und Dublin-Ab-
kommen. Dies sei so in den Ver-
trägen festgehalten. Es sei denn,
dieMitgliedstaaten und die Euro-
päische Kommission beschlies-
sen innerhalb von 90 Tagen etwas
anderes. (dh)

Namen & Notizen

Gabelstapler,
Selbstkritik und
Geschlechterrollen

Meteorologe, Schulleiter, Kanti-
lehrer,Gemeindeschreiber – und
Gabelstaplerfahrer: Christoph
Koenig, Kandidat für das Ge-
meindepräsidiumvonNiederbü-
ren, ist ein Mann mit vielen
Fähigkeiten. An der Wahlveran-
staltung am Dienstagabend be-

richtete er von seinem neusten
Engagement. «Ich bin seit etwa
zwei Wochen Suva-geprüfter
Gegengewichtsgabelstapler- und
Teleskopgabelstaplerfahrer», er-
zählte er nicht ohne Stolz. Seine
neuerlerntenFähigkeiten setzt er
zurzeit beim Zeltaufbau beim
EidgenössischenTurnfest in Aa-
rau unter Beweis.

AnderselbenVeranstaltung stell-
te sich überraschend Pascal
Frommenwiler, Mitglied des
NiederbürerGemeinderates, zur
Wahl. Seine Kandidatur führt zu
einer kompliziertenGemengela-
ge:DennFrommenwiler ist nicht
einfach irgendeinKandidat, son-

dern Mitglied ebenjener Fin-
dungskommission, welche sich
zum Ziel gesetzt hat, geeignete
Kandidaten fürdieNachfolgevon
Niklaus Hollenstein zu suchen.
Ein Schelm, wer diese unerwar-
teteWendung imKampf um das
Gemeindepräsidium als ver-
steckte SelbstkritikFrommenwi-
lers an der Arbeit der Findungs-
kommission interpretiert.

Im Anschluss an die erste Mit-
gliederversammlung der Spitex
RegionUzwil amDienstag stellte
Patricia Mojzisek das neue Pal-
liative Care Forumder Region
Uzwil vor. Um dem Publikum
dessenFunktionsweiseverständ-
lich zumachen, liess sie zwei kur-
ze Theaterstücke aufführen. Die
Idee, etwas Neues auszuprobie-
ren, ist zwar löblich, doch warf
dasdochetwasholprigedargebo-
teneRollenspielmehrFragenauf,
als es beantwortete. So wurde
zumBeispiel «HerrMuster» von
einerFraugespielt;HerrMusters
Geschlecht jedoch war in der
erzähltenSzenevonkeinerleiBe-
deutung. Hier hätte man sich –
trotz der vorherrschenden
Tendenz zur Auflösung der her-
kömmlichenGeschlechteridenti-
täten –mehrKlarheit gewünscht.
(tos)

Schützen fürchten um ihrenSport
Region In zweiWochen stimmt das Schweizer Volk über das neueWaffenrecht ab. Die lokalen Schützenvereine

sind sich einig: Das neueGesetz schademehr, als dass es nütze, sage sie.

DinahHauser
dinah.hauser@wilerzeitung.ch

Der Termin rückt immer näher:
Schon bald entscheidet das
SchweizerVolk, obdasheimische
Waffenrecht der EU angepasst
werden soll. Die Interessenge-
meinschaft Schiessen Schweiz
stellt sich gegen die Anpassung
des Waffenrechtes. Es wird das
Ende des Schiessens als Breiten-
sport befürchtet.Die«WilerZei-
tung» hat bei lokalen Schützen-
vereinen nachgefragt.

Bei den Stadtschützen Wil
wäre eingrosserTeil derMitglie-
der vomneuenGesetz betroffen,
weil sie ein halbautomatisches
Sturmgewehrbenutzen,wievom
PräsidentenPaul Schönenberger
zu erfahren ist.Genauauf solche
Schusswaffenzielt dasneueWaf-
fengesetz ab (siehe Kasten).
Künftig sollen sie als verboten
gelten. Ein Sportschütze müsste
neu statt eines Waffenerwerb-
scheins eine Ausnahmebewilli-
gung beantragen. Kostenpunkt:
100 Franken. «Für alle Beteilig-
ten entsteht so ein grosser admi-
nistrativer Mehraufwand», sagt
Schönenberger. Auch für ein Er-
satzteilmüsstekünftig zusätzlich
ein Waffenerwerbsschein bean-
tragt werden. Er fügt als Beispiel
den Lauf an: «Ein aktiver Schüt-
ze wechselt diesen alle drei bis
vier Jahre und müsste in diesem
ZeitraumregelmässigbeidenBe-
hörden einenAntrag stellen.»

Sportgeräte statt
Einbrecherschutz

Charly Klaus, Vereinsleiter der
Sportschützen Wil, stimmt dem
zu: «Es kann nicht sein, dass wir
als Schützen vonA nach B, ja gar
nachCrennenmüssen, umunse-
re Waffen zu behalten.» Er be-
tont: «Für uns sind das Sportge-
räte und nicht etwa Waffen für
den Einbrecherschutz.»

Die Pistolen der Sportschüt-
zen Wil wären zwar nicht vom
neuenGesetz betroffen, derVer-
ein stellt sichaberdagegen:«Wir
stehen für den ganzen Schiess-
sport unddessenTradition ein»,
sagt Klaus. Er befürchtet, dass in
ZukunftdieEinschränkungenzu-

nehmen werden und beruft sich
auf Artikel 17. Dieser sähe eine
ÜberprüfungderAnwendungdes
Gesetzes imFünfjahresrhythmus
vor. ImZugedessenkönnenauch
Gesetzgebungsvorschläge ge-
macht werden.

Der Militärschützenverein
Oberrindal stuft genau die län-
gerfristigen Auswirkungen des
Gesetzes als gefährlich ein für
den Schiesssport in der Schweiz.
«Somit wird die totale Entwaff-
nung in kleinen Schritten vollzo-
gen, ohnedassdasSchweizervolk
dazu Stellung nehmen könnte»,
heisst es beimVerein. «Erstwird
die obligatorische Bundesübung
und dann das Feldschiessen ab-
geschafft, bisman eine komplet-
teEntwaffnungerwirkt hat», be-
fürchtet Klaus.

Der MSV Oberrindal gibt zu
bedenken: «Viele Jugendliche
lernen in Kursen den verantwor-
tungsvollen Umgang mit Waf-
fen.»DerVerein sieht keineNot-
wendigkeit einerErneuerungdes

Waffenrechtes. «Mit der EUhät-
te man eine bessere Lösung fin-
den müssen, zumal der Bundes-
ratbeiderEinführungvonSchen-
genversprochenhat, dass sich für
die Schützen nichts ändert.»

«GrössterTeil derWaffen
istbereits registriert»

DieEUerhofft sichmit demneu-
en Waffenrecht mehr Sicherheit
für die Bevölkerung, auch in Be-
zug auf terroristischeAnschläge.
«Humbug» nennen die Schüt-
zenvereinedieseArgumentation.
Zum einen seien die Anschläge
mit damals schon verbotenen
vollautomatischenSchusswaffen
verübt worden, zum anderen
könnesicheinePersonmit krimi-
nellenAbsichtendieWaffenauch
illegal besorgen.

In der geplantenMarkierung
derWaffenbestandteile sehendie
VereineeinegewisseHilfe fürdie
Polizei. Jedoch sei dies mit grös-
seren Kosten für die Schützen
verbunden, heisst es beim MSV

Oberrindal.Klaus vondenSport-
schützenWilhingegensagt:«Der
grössteTeil derWaffen ist bereits
registriert. Als Schütze brauche
ich einenWaffenschein. Die Be-
hörden wissen also bereits, wel-
cheWaffe ich besitze.»

Ein weiteres Argument der
Befürworter ist, dass mit einer
kontrollierteren Waffenabgabe
Suizideverhindertwerdenkönn-
ten. Gemäss Statistiken des
SchweizerischenGesundheitsob-

servatoriums sind tatsächlich
mehrals 20Prozentder Selbsttö-
tungen im Jahr 2016 auf Schuss-
waffen zurückzuführen.Die drei
Vereine sind sicheinig: JederFall
von Suizid ist tragisch. Sie sehen
aber nicht, wie durch das neue
Gesetz Suizide verhindert wer-

den sollen. «Es wird argumen-
tiert, dassWaffenschnell verfüg-
bar sind», sagt Schönenberger
von den Stadtschützen. Andere
Mittel seien aber ebenso schnell
zugänglich.Klaus vondenSport-
schützenweiss von Fällen in sei-
nemUmfeld: «Die Personen be-
sassenWaffen, entschieden sich
aber für einen anderenWeg.»

Vielerortswirdargumentiert,
dass bei einem Nein am 19. Mai
die Ausschliessung der Schweiz
aus den Schengen- und Dublin-
Abkommen drohe. «Wir Schüt-
zen sind für Schengen», sagt
Schönenberger. Bei einer Ableh-
nung müsse man sicherlich neu
verhandeln. «Die EU wird sich
nicht auf die Äste hinaus wagen
und die Schweiz ausschliessen»,
prognostiziertKlaus.«Wennman
will, dann schafft man es, innert
denvorgegebenen90Tageneine
Lösung zu finden.» Er appelliert
an die Politiker: «Manmuss sich
für das Volk einsetzen und nicht
immerdas tun,wasdieEUsagt.»

Abstimmung
19. Mai
Waffenrecht

«Derehrliche
Bürgerwird
bestraft,
nichtdie
Kriminellen.»

Paul Schönenberger
Präsident StadtschützenWil


